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Liebe Mandanten, 

wir freuen uns Ihnen heute das neue Mandantenrundschreiben für den Monat Juli / August 2015 mit den neusten Tipps und Änderungen im Steuerrecht 

zusenden zu dürfen. 

 

Sollten Sie unsere Informationen zukünftig lieber per E-Mail erhalten wollen oder einen Termin für ein persönliches Beratungsgespräch wünschen, rufen Sie uns 

unter der 09971 / 85190 an oder schreiben Sie uns eine Mail an cham@jgp.de. 

 

Mit den besten Grüßen 

Ihre Sozietät Jürgen Geiling & Partner 

 

 

 

 

Mindestlohn 
 

Drei Verfassungsbeschwerden gegen das Mindestlohngesetz 

gescheitert 

Das Mindestlohngesetz (MiLoG) sieht für abhängig Beschäftigte ab dem 

1.1.2015 einen Anspruch auf Zahlung eines Arbeitsentgelts von mindestens 

8,50 € brutto je Zeitstunde vor. Mit Beschlüssen vom 1.7.2015 hat das 

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 3 Verfassungsbeschwerden gegen das 

Mindestlohngesetz nicht zur Entscheidung angenommen, da sie sich als 

unzulässig erwiesen haben. 

 

1. Arbeitgeber mit Sitz im In- und Ausland sind verpflichtet, ihren im Inland 

beschäftigten Arbeitnehmern ein Arbeitsentgelt mindestens in Höhe des 

Mindestlohns zu bezahlen. Des Weiteren enthält das MiLoG Meldepflichten 

gegenüber der Zollverwaltung sowie Dokumentationspflichten. Eine 

Verfassungsbeschwerde von 14 ausländischen, auch im Inland tätigen 

Transportunternehmen genügt nach Auffassung des BVerfG nicht dem 

Grundsatz der Subsidiarität, denn die Unternehmen sind gehalten, sich 

zunächst an die Fachgerichte zu wenden. 

2. Jugendliche (bis 18 Jahre) ohne abgeschlossene Berufsausbildung 

haben keinen Anspruch auf Mindestlohn. Dagegen wandte sich ein 17-

jähriger Arbeitnehmer in der Systemgastronomie, der eine Verletzung des 

Grundgesetzes rügt, weil Volljährige für dieselbe Tätigkeit den gesetzlichen 

Mindestlohn erhalten. Auch hier müssen nach Auffassung des BVerfG 

zunächst die Fachgerichte entscheiden. 

3. Eine Verfassungsbeschwerde gegen die zeitlich verzögerte Einführung des 

Mindestlohnes für Zeitungszusteller war mangels hinreichender Angaben 

zur tatsächlichen Situation nicht genügend substantiiert und deswegen 

ebenfalls als unzulässig erklärt worden. 

 

ANMERKUNG 

In einer Pressemitteilung vom 1.7.2015 teilt der Deutsche Steuerberaterverband 

mit, dass nach einer Ankündigung des Bundesministeriums für Arbeit und 

Soziales die Regelungen zu den Aufzeichnungspflichten im Wege einer 

Rechtsverordnung gelockert werden sollen. So soll die Pflicht zur 

Aufzeichnung der Arbeitszeiten nur für Arbeitnehmer gelten, deren 

regelmäßiges monatliches Entgelt unter 2.000 € liegt (derzeit 2.958 €); 

mitarbeitende Familienangehörige sollen von den Aufzeichnungspflichten 

vollständig ausgenommen werden. Die Haftung des Auftraggebers soll auf Fälle 

begrenzt werden, in denen ein Unternehmer eigene vertragliche Pflichten an 

andere Unternehmen weiterreicht. 

 

 
SteuerNEWS 

 

 

ELEKTROGESETZ 

Die ElektroG-Novelle kommt 

voraussichtlich im Spätsommer 2015 

Mehr dazu auf Seite 7 
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MODERNISIERUNGSKOSTEN FÜR 

EIN BADEZIMMER 

 
 

 

Modernisierungskosten für ein Badezimmer 

anteilig beim Arbeitszimmer absetzbar 

 

Aufwendungen für die Modernisierung des 

Badezimmers gehören nach einer Entscheidung des 

Finanzgerichts Münster (FG) vom 18.3.2015 anteilig 

zu den Aufwendungen für ein häusliches 

Arbeitszimmer, wenn sie wesentlich sind und den 

Wert des gesamten Wohnhauses erhöhen. Das 

häusliche Arbeitszimmer war im Urteilsfall Teil des 

Betriebsvermögens. Nach Auffassung des FG sind 

die Renovierungs- bzw. Modernisierungskosten 

anteilig – im entschiedenen Fall zu 8 % – dem 

Arbeitszimmer des Steuerpflichtigen zuzurechnen. 

Durch die Modernisierung des Badezimmers wurde 

derart in die Gebäudesubstanz eingegriffen, dass 

der Umbau den Wert des gesamten Wohnhauses 

erhöht. Der anteilige Betriebsausgabenabzug ist 

zudem geboten, um Wertungswidersprüche zu 

vermeiden. Bei einer späteren Entnahme aus dem 

Betriebsvermögen würde ein Anteil von 8 % des 

Gebäudewertes als zu versteuernder Entnahmewert 

angesetzt.Die vorgenommene Modernisierung des 

Badezimmers erhöhe dauerhaft den Gebäudewert 

und damit auch den Entnahmewert. Außerdem 

müssten Wertungswidersprüche im Vergleich mit 

anschaffungsnahen Herstellungskosten vermieden 

werden. Hätten die Steuerpflichtigen die 

Modernisierungsmaßnahmen innerhalb der ersten 3 

Jahre nach der Anschaffung des Wohnhauses 

durchgeführt, wären die Kosten als 

anschaffungsnahe Herstellungskosten über die 

Gebäudeabschreibung anteilig als Aufwendungen 

des Arbeitszimmers zu berücksichtigen gewesen. 

 

ANMERKUNG 

Aufgrund der grundsätzlichen Bedeutung der 

Rechtsfrage hat das FG die Revision zum 

Bundesfinanzhof zugelassen (BFH-Az VIII R 16/15). 

 

Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge 
 

Keine Minderung des Sonderausgabe-

abzugs für Krankenversicherungsbeiträge 

durch Bonuszahlungen 
 

Nach der seit Januar 2010 geltenden Neuregelung 

zur steuerlichen Berücksichtigung von Kranken- und 

Pflegeversicherungsbeiträgen sind die Beiträge zur 

privaten oder gesetzlichen Krankenversicherung für 

eine Absicherung auf sozialhilfegleichem 

Versorgungsniveau (Basisabsicherung) in vollem 

Umfang als Sonderausgaben abziehbar. 

 

Nunmehr entschied als Erstes das Finanzgericht 

Rheinland-Pfalz (FG) mit Urteil vom 28.4.2015, dass 

der für Krankenversicherungsbeiträge 

vorzunehmende Sonderausgabenabzug nicht um 

Zahlungen zu kürzen ist, die von der Krankenkasse 

im Rahmen eines „Bonusprogramms“ geleistet 

werden. 

 

Bei dem im entschiedenen Fall durchgeführten 

Bonusprogramm erhalten diejenigen, die bestimmte 

Vorsorgemaßnahmen (z. B. Krebsvorsorge-

untersuchung) durchgeführt haben, am Jahresende 

einen Zuschuss der Krankenkasse von bis zu 150 € 

jährlich zu ihren Kosten für Gesundheits-

maßnahmen, die privat zu zahlen und  

 

 

nicht im Versicherungsumfang enthalten sind (z. B. 

Massagen, homöopathische Arzneimittel, 

Nahrungsergänzungsmittel, Gesundheitsreisen, 

Eigenleistungen zur Gesundheitsvorsorge wie z. B. 

Fitness-Studio oder Sportverein). 

 

Im Übrigen sei – so das FG – auch das 

Bundesministerium der Finanzen der Auffassung, 

dass Basis-Krankenversicherungsbeiträge nur 

durch Beitragsrückerstattungen bzw. 

Bonuszahlungen gemindert werden könnten, 

„soweit sie auf die Basis-Absicherung entfallen“ 

würden. 

 

ANMERKUNG 

Wegen der grundsätzlichen Bedeutung wurde die 

Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen, weil 

noch keine Entscheidung desselben dazu vorliegt, 

ob der Sonderausgabenabzug für Beiträge eines 

Steuerpflichtigen zur Basis-Krankenversicherung 

um Bonuszahlungen der hier vorliegenden Art 

gekürzt werden darf. 

 

Kinderbetreuungskosten 
 

Abzug von Kinderbetreuungskosten für geringfügig 
Beschäftigte 

Steuerpflichtige können 2/3 der Aufwendungen, 

höchstens 4.000 € je Kind, für Dienstleistungen zur 

Betreuung eines zum Haushalt gehörenden Kindes, 

welches das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat 

oder wegen einer vor Vollendung des 25. 

Lebensjahres eingetretenen körperlichen, geistigen 

oder seelischen Behinderung außerstande ist, sich 

selbst zu unterhalten, steuerlich als Sonder-

ausgaben ansetzen. Dies gilt jedoch nicht für 

Aufwendungen für Unterricht, die Vermittlung 

besonderer Fähigkeiten sowie für sportliche und 

andere Freizeitbetätigungen.  

 

Die Kosten für die Kinderbetreuung können nur 

dann steuerlich berücksichtigt werden, wenn die 

Zahlungen auf ein Konto der Betreuungsperson 

erbracht und nicht in bar beglichen wurden. Dies 

gilt auch dann, wenn die Betreuungsperson im 

Rahmen eines geringfügigen Beschäftigungs-

verhältnisses angestellt ist. Das hat der 

Bundesfinanzhof mit Urteil vom 18.12.2014 

festgelegt.  

Anders als bei Aufwendungen für haushaltsnahe 

Beschäftigungsverhältnisse (z. B. Kochen, Raum- 

und Wäschepflege) unterscheidet das Gesetz für 

den Nachweis von Kinderbetreuungskosten nicht 

danach, ob diese im Rahmen eines geringfügigen 

Beschäftigungsverhältnisses oder auf einer anderen 

Basis erbracht werde. 
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Postzustellung 
 

Regelung für 
Postzustellung 
während des 
Streiks 

Entlastungsbetrag 
 

Haushaltszugehörigkeit beim 

Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 
 

Alleinstehende Steuerpflichtige können einen 

Entlastungsbetrag in Höhe von 1.308 €* im 

Kalenderjahr steuerlich geltend machen, wenn zu 

ihrem Haushalt mindestens ein Kind gehört, für das 

ihnen ein Kinderfreibetrag oder Kindergeld zusteht. 

Die Zugehörigkeit zum Haushalt wird angenommen, 

wenn das Kind in der Wohnung des alleinstehenden 

Steuerpflichtigen gemeldet ist. Ist ein Kind bei 

mehreren Steuerpflichtigen gemeldet, steht der 

Entlastungsbetrag demjenigen Alleinstehenden zu, 

der die Voraussetzungen auf das Kindergeld oder 

einen Kinderfreibetrag erfüllt. 

Liegen die Voraussetzungen für einen 

Entlastungsbetrag vor, begründet die Meldung eines 

Kindes in der Wohnung eines Alleinerziehenden 

eine unwiderlegbare Vermutung für die 

Haushaltszugehörigkeit des Kindes. So entschied  

 

 

der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 5.2.2015.  

In dem entschiedenen Fall war die Tochter in der 

Wohnung ihres Vaters gemeldet, lebte aber in einer 

eigenen Wohnung. Nach der BFH-Entscheidung 

kann der Alleinerziehende bei Vorliegen der übrigen 

Voraussetzungen den steuerlichen 

Entlastungsbetrag auch dann beanspruchen, wenn 

das Kind tatsächlich in einer eigenen Wohnung lebt. 

 

*ANMERKUNG 

Am 18.6.2015 hat der Bundestag das Gesetz zur 

Anhebung des Grundfreibetrags, des 

Kinderfreibetrags, des Kindergeldes und des 

Kinderzuschlags beschlossen. Danach soll sich u. a. 

der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende ab dem 

Jahr 2015 von bisher 1.308 € auf 1.908 € und für 

jedes weitere Kind um zusätzliche 240 € erhöhen. 

 

Steuerbescheide des Finanzamts gelten 

grundsätzlich nach 3 Tagen nach ihrer Aufgabe per 

Post als beim Empfänger zugestellt. 

 

SCHREIBEN VOM FINANZAMT 

Bestreiten Steuerpflichtige die Zustellung innerhalb 

dieser Drei-Tages-Frist und bringen sie Tatsachen 

vor, die eine verspätete Zustellung wegen des 

Poststreiks glaubhaft erscheinen lassen, beginnen 

Fristen, z. B. für Einsprüche, ab dem vom 

Steuerpflichtigen angegebenen Zeitpunkt. Dies ist 

der Fall, wenn der Poststreik für den Zustellbezirk 

oder anderweitige Störungen der Postzustellung 

geltend gemacht werden können. 

 

SCHREIBEN AN DAS FINANZAMT 

Ist die Dienstleistungsfähigkeit der Post als solche 

infrage gestellt und die Verzögerung 

vorauszusehen, ist es dem Bürger laut Gesetz 

zumutbar, auf andere, sicherere Übermittlungswege 

zurückzugreifen (z. B. Einwurf in den 

Behördenbriefkasten, Fax o. Ä.). Im aktuellen Falle 

wurde bereits im Vorfeld ausführlich in den Medien 

über den Poststreik berichtet. Daher gelten hier 

Fristversäumnisse durch verspätet beim Finanzamt 

eingehende Briefe als selbst verschuldet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

   

 

Ausländische Steuern 
 

Anrechnung ausländischer Steuer 

Das Gesetz zur Anpassung der Abgabenordnung 

an den Zollkodex der Union und zur Änderung 

weiterer steuerlicher Vorschriften vom 22.12.2014 

hat die Regelung bezüglich der Anrechnung von 

ausländischen Steuern auf die deutsche 

Einkommensteuer geändert und damit dem Urteil 

des Europäischen Gerichtshofs vom 28.2.2013 

Rechnung getragen. 

Danach ist bei unbeschränkt Steuerpflichtigen die 

festgesetzte und gezahlte ausländische Steuer auf 

die deutsche Einkommensteuer anzurechnen, die 

auf die Einkünfte aus diesem Staat entfällt. 

Das Bundesfinanzministerium weist nunmehr in 

einem Schreiben vom 4.5.2015 darauf hin, dass 

Steuerfestsetzungen, die hinsichtlich der 

Anwendung der Regelung vorläufig durchgeführt 

wurden, von Amts wegen zu ändern und insoweit 

für endgültig zu erklären sind, falls die Anwendung 

der Neuregelung zu einer Verminderung der bisher 

festgesetzten Einkommensteuer führt. 

In den übrigen Fällen ist eine vorläufig 

durchgeführte Steuerfestsetzung insoweit nur auf 

Antrag des Steuerpflichtigen für endgültig zu 

erklären.

 

 

Heilbehandlungen 
 

Umsatzsteuerfreiheit zahnärztlicher Heilbehandlungen 

Heilbehandlungen des Zahnarztes sind 

umsatzsteuerfrei. Dazu gehören auch ästhetische 

Behandlungen, wenn diese Leistungen dazu 

dienen, Krankheiten oder Gesundheitsstörungen zu 

diagnostizieren, zu behandeln oder zu heilen. 

Steuerbefreit ist auch eine medizinische Maßnahme 

ästhetischer Natur zur Beseitigung negativer Folgen 

einer Vorbehandlung. Dazu entschied der 

Bundesfinanzhof mit Urteil vom 19.3.2015, dass 

Zahnaufhellungen (sog. Bleaching), die ein 

Zahnarzt zur Beseitigung behandlungsbedingter 

Zahnverdunklungen vornimmt, umsatzsteuerfreie 

Heilbehandlungen sind, wenn sie in einem 

sachlichen Zusammenhang mit der vorherigen 

steuerfreien Zahnbehandlung stehen. 
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Bürgschaft 
 

Zahlungen wegen Bürgschaftsinanspruchnahme als Verlust 

Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehört auch 

der Verlust aus der Auflösung von Kapital-

gesellschaften, wenn der Gesellschafter innerhalb 

der letzten 5 Jahre unmittelbar oder mittelbar zu 

mindestens 1 % am Kapital der Gesellschaft 

qualifiziert beteiligt war und er die Beteiligung in 

seinem Privatvermögen hielt. 

Als in diesen Verlust einzubeziehende 

nachträgliche Anschaffungskosten der Beteiligung 

kommen nach einer Entscheidung des 

Finanzgerichts Düsseldorf vom 10.3.2015 

Leistungen des GmbH-Gesellschafters aus einer für 

Verbindlichkeiten der Kapitalgesellschaft 

eingegangenen Bürgschaftsverpflichtung in 

Betracht, wenn die Übernahme der Bürgschaft 

durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst und 

die Rückgriffsforderung gegen die Gesellschaft 

wertlos ist. Maßgebend ist, ob die 

Bürgschaftsinanspruchnahme schuldrechtlich oder 

gesellschaftlich veranlasst war. 

Im entschiedenen Fall war die Bürgschafts-

übernahme gesellschaftlich veranlasst. Die Bank 

und die Sparkasse bestanden auf der Übernahme 

der Bürgschaft. Sie waren ohne die Bürgschaft 

nicht bereit, der GmbH die Darlehen zu gewähren. 

Die GmbH benötigte die Darlehen für die von ihr 

geplanten Investitionen. 

 

 

Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz 
 

Erster Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Erbschaft- 

und Schenkungsteuergesetzes 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat in 

seinem Urteil vom 17.12.2014 die 

Verschonungsregelungen des Erbschaft- und 

Schenkungsteuergesetzes (ErbStG) beim 

Betriebsvermögen zwar grundsätzlich für geeignet 

und erforderlich gehalten. Die bestehenden 

Verschonungsregelungen verstoßen aber 

angesichts ihres Übermaßes gegen das 

Grundgesetz.  

 

Es hat dem Gesetzgeber eine Frist für eine 

Neuregelung bis zum 30.6.2016 gesetzt. 

 

Nunmehr liegt hierzu ein erster Referentenentwurf 

des Bundesfinanzministeriums vom 1.6.2015 vor. 

Danach sollen die Regelungen im ErbStG in ihrer 

Grundstruktur erhalten bleiben, soweit kein 

Änderungsbedarf besteht. Um einen 

verfassungsgemäßen Zustand zu schaffen, werden 

die beanstandeten Regelungen jedoch neu gefasst. 

Dazu gehören: 

 

 die Freistellung von Kleinstbetrieben von 

den Lohnsummenregelungen 

 

 die Abgrenzung des begünstigten von dem 

nicht begünstigten Vermögen 

 

 Einführung einer Verschonungs-

bedarfsprüfung für den Erwerb großer 

Betriebsvermögen 

 

 Einführung eines Abschmelzmodells als 

Wahlrecht für den Erwerb großer 

Betriebsvermögen 

 

ANMERKUNG 

Das Änderungsgesetz soll am Tag nach der 

Verkündung in Kraft treten. Die Neuregelungen 

sollen erstmals auf Erwerbe Anwendung finden, für 

die die Steuer nach dem Tag der Verkündung des 

Gesetzes entsteht. Der Wegfall der bereits 

gewährten Steuerbefreiungen bei früheren 

Erwerben von derselben Person innerhalb von 10 

Jahren soll ebenfalls erst für Erwerbe Anwendung 

finden, für die die Steuer nach dem Tag der 

Verkündung des Änderungsgesetzes entsteht.  

 

Der vorgelegte Entwurf wird von Politik und 

Wirtschaft heftig kritisiert und letztendlich für die 

Erben und Beschenkten – wie zzt. absehbar – nicht 

vorteilhafter sein als die alte Regelung. Betroffene 

Steuerpflichtige sollten sich hier zwingend von uns 

beraten lassen! 

 

 

SCHWEIZ UND EU UNTERZEICHNEN STEUERTRANSPARENZABKOMMEN 

 

Die EU und die Schweiz unterzeichneten am 

27.5.2015 ein neues Abkommen über 

Steuertransparenz, das die Bekämpfung der 

Steuerhinterziehung wesentlich verbessern soll. 

Danach tauschen beide Seiten ab 2018 

automatisch Informationen über die Finanzkonten 

der Einwohner des jeweils anderen Landes aus. 

 

Dies soll verhindern, dass Steuerhinterzieher nicht 

versteuerte Einkünfte auf schweizerischen Konten 

weiter verbergen können. 

 

 

Im Rahmen des neuen Abkommens erhalten die 

Mitgliedstaaten jährlich die Namen, Anschriften, 

Steuer-Identifikationsnummern und Geburtsdaten 

ihrer Einwohner mit Konten in der Schweiz sowie 

andere Finanzdaten und Informationen über 

Kontensalden.  

 

Die Kommission schließt derzeit Verhandlungen über 

vergleichbare Abkommen mit Andorra, Liechtenstein, 

Monaco und San Marino ab, die voraussichtlich noch 

vor Ende des Jahres unterzeichnet werden. 
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Berufliche Erstausbildung 
 

Kosten der beruflichen Erstausbildung – erleichterte 

Feststellung von Verlustvorträgen 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) musste sich im Urteil 

vom 13.1.2015 mit der Frage beschäftigen, ob 

Verluste (im entschiedenen Fall aus einer 

beruflichen Erstausbildung), die in vergangenen 

Jahren entstanden waren, gesondert festgestellt 

werden können, wenn eine Veranlagung zur Ein-

kommensteuer für das Verlustentstehungsjahr nicht 

erfolgt ist und auch aufgrund inzwischen 

eingetretener Festsetzungsverjährung nicht mehr 

erfolgen kann.  

 

Die Klärung dieser Rechtsfrage ist insoweit von 

Bedeutung, als Verluste nur dann in späteren 

Jahren steuerlich nutzbar gemacht werden können, 

wenn sie zuvor gesondert festgestellt worden sind. 

 

Im entschiedenen Fall begehrte eine 

Steuerpflichtige nachträglich die Berücksichtigung 

von Kosten für ihre berufliche Erstausbildung. Sie 

hatte dazu im Juli 2012 Steuererklärungen für die 

Jahre 2005 bis 2007 eingereicht und auch die 

Feststellung von Verlustvorträgen beantragt. Das 

Finanzamt (FA) lehnte die Verlustfeststellung ab.  

 

Der BFH stellt in seiner Entscheidung klar, dass ein 

 

 

verbleibender Verlustvortrag auch dann gesondert 

festgestellt werden kann, wenn ein 

Einkommensteuerbescheid für das Verlust-

entstehungsjahr nicht mehr erlassen werden kann. 

Eine Bindungswirkung des Einkommen-

steuerbescheids für die Feststellung des 

Verlustvortrags bestehe dann nicht, wenn eine 

Einkommensteuerveranlagung gar nicht 

durchgeführt worden ist.  

 

ANMERKUNG 

Mit der Entscheidung vereinfacht der BFH die 

Geltendmachung von Verlustvorträgen in 

zurückliegenden Jahren. Praktische Bedeutung hat 

dies vor allem für Steuerpflichtige, die sich in 

Ausbildung befinden oder vor kurzem ihre 

Ausbildung abgeschlossen haben.  

 

Auch wenn diese in der Vergangenheit keine 

Einkommensteuererklärung abgegeben haben und 

wegen Eintritts der Festsetzungsverjährung eine 

Einkommensteuerveranlagung nicht mehr 

durchgeführt werden kann, kann innerhalb der 

Verjährungsfrist für die Verlustfeststellung diese 

noch beantragt und durchgeführt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dadurch ist es möglich, über den Antrag auf 

Verlustfeststellung von einer für den 

Steuerpflichtigen günstigen Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts über die Frage der 

steuerlichen Abzugsfähigkeit von Kosten einer 

beruflichen Erstausbildung zu profitieren 

 

 

Grunderwerbsteuer 
 

Einbeziehung der Baukosten in die Bemessungsgrundlage der 

Grunderwerbsteuer 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte im Urteil vom 

3.3.2015 darüber zu entscheiden, welche Kosten 

beim Kauf eines unbebauten Grundstücks in die 

Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer 

einzubeziehen sind, wenn sich der 

Grundstücksverkäufer (zusätzlich) zur Errichtung 

eines Rohbaus auf dem Grundstück verpflichtet, und 

weitere Baukosten durch Ausbauarbeiten anfallen, 

die aber vom Grundstückskäufer bei Dritten in 

Auftrag gegeben worden sind. 

 

Nach ständiger Rechtsprechung des BFH sind beim 

Kauf eines Grundstücks, das beim Abschluss des 

Kaufvertrags tatsächlich unbebaut ist, unter 

bestimmten Voraussetzungen auch die Kosten für 

die anschließende Errichtung eines Gebäudes auf 

dem Grundstück in die Bemessungsgrundlage der 

Grunderwerbsteuer einzubeziehen, nämlich wenn 

sich aus weiteren Vereinbarungen ergibt, dass der 

Erwerber das Grundstück in bebautem Zustand 

erhält. Diese Vereinbarungen müssen mit dem 

Kaufvertrag in einem rechtlichen oder zumindest 

objektiv sachlichen Zusammenhang stehen.  

 

Dies ist insbesondere der Fall, wenn der Käufer 

spätestens beim Abschluss des Kaufvertrags den 

Grundstücksverkäufer oder einen vom 

Grundstücksverkäufer vorgeschlagenen Dritten mit 

dem Bau beauftragt. Aber auch ein später 

abgeschlossener Bauvertrag kann je nach den 

Umständen des Einzelfalls zur Einbeziehung der 

Baukosten in die Bemessungsgrundlage der 

Grunderwerbsteuer führen. 

 

Im Urteilsfall war nicht streitig, dass die Kosten des 

Rohbaus in die Bemessungsgrundlage der Steuer 

einzubeziehen sind. Ob dies auch für die 

Ausbaukosten gilt, hängt nach dem Urteil davon ab,  

 ob die später mit dem Ausbau beauftragten 

Unternehmen im Zeitpunkt des Abschlusses 

des Grundstückskaufvertrags mit dem 

Grundstücksverkäufer personell, wirtschaftlich 

oder gesellschaftsrechtlich eng verbunden 

waren oder 

 

 aufgrund von Abreden zusammenarbeiteten 

oder durch abgestimmtes Verhalten auf den 

Abschluss auch der Verträge über die 

Ausbauarbeiten hinwirkten und 

 

 die zu erbringenden Leistungen dem Erwerber 

unter Angabe des hierfür aufzuwendenden 

Entgelts bereits vor Abschluss des 

Grundstückskaufvertrags konkret angeboten 

hatten. 
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GEWINNREALISIERUNG VON 

ABSCHLAGSZAHLUNGEN 

Gesetzliche Rente 
 

Erträge aus Photovoltaikanlage können 

zur Rentenkürzung führen  

Mit Urteil vom 14.5.2014 veröffentlichte der 

Bundesfinanzhof (BFH) seine Entscheidung über 

den Entstehungszeitpunkt der Gewinnrealisierung 

bei Abschlagszahlungen nach der 

Honorarordnung für Architekten- und 

Ingenieurleistungen (HOAI).  

 

Er entschied entgegen seiner bisherigen 

Rechtsprechung, dass erhaltene Anzahlungen für 

einzelne Leistungsphasen der HOAI, für die eine 

nachprüfbare Rechnung vorliegt, „endgültig 

verdient“ sind. Somit ist eine Bilanzierung einer 

teilfertigen Arbeit für einzelne abgeschlossene 

Leistungsphasen der HOAI nicht mehr möglich. 

 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) teilt 

die Auffassung des BFH. In seinem Schreiben 

vom 13.5.2015 an die Bundesarchitektenkammer 

hat es eine Übergangsfrist – entgegen erster 

Veröffentlichungen – für die Anwendung 

eingeräumt. Die Entscheidung ist erst ab dem 

Wirtschaftsjahr 2015 und damit nicht rückwirkend 

anzuwenden. Nach den Grundsätzen der 

Entscheidung kann der im Jahr 2015 entstandene 

Gewinn zudem gleichmäßig auf 2015 und 2016 

oder auf 2015, 2016 und 2017 verteilt werden.  

 

ANMERKUNG 

Das BMF führt weiter aus, dass diese Regelung 

neben Abschlagszahlungen auf Grundlage der 

HOAI auch auf alle Abschlagszahlungen nach 

dem Bürgerlichen Gesetzbuch anzuwenden ist. 

Demnach sind nunmehr alle bilanzierenden 

Unternehmen, die Abschlagszahlungen in 

Rechnung stellen, von dieser Regelung betroffen. 

 

 

Wie viel Steuerpflichtige zur gesetzlichen Rente 

hinzuverdienen dürfen, ohne ihren Rentenanspruch 

zu gefährden, hängt vom Lebensalter ab. Wenn sie 

bereits die Regelaltersgrenze erreicht haben, 

können sie grundsätzlich unbegrenzt 

hinzuverdienen. 

 

Steuerpflichtige, die die Regelaltersgrenze noch 

nicht erreicht haben, können – bei einer Vollrente – 

bis zu 450 € im Monat dazuverdienen, ohne dass 

sich dieser Betrag auf die Alters- oder 

Erwerbsminderungsrente auswirkt. Die 

Hinzuverdienstgrenze darf zweimal pro Jahr bis zum 

doppelten Betrag überschritten werden (also bis zu 

900 € maximal). 

 

Je mehr sie hinzuverdienen, desto niedriger ist der  

 

 

Anteil der Rente. Die Altersrente können sie 

erhalten als Vollrente (also in voller Höhe), Zwei-

Drittel-Teilrente (also in Höhe von zwei Dritteln der 

Vollrente), Ein-Halb-Teilrente (also in Höhe der 

Hälfte der Vollrente) oder Ein-Drittel-Teilrente (also 

in Höhe von einem Drittel der Vollrente). 

 

Als Hinzuverdienst gelten der monatliche 

Bruttoverdienst, der monatliche steuerrechtliche 

Gewinn (Einkünfte aus Gewerbebetrieb, aus 

selbstständiger Arbeit und aus Land- und 

Forstwirtschaft) sowie vergleichbares Einkommen 

(zum Beispiel Vorruhestandsgeld). Zum Verdienst 

zählen Einnahmen aus einer geringfügigen 

Beschäftigung ebenso wie die Gewinne aus 

Photovoltaik- und Windkraftanlagen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Betrügerische E-Mails/Schreiben 
 

Betrügerische E-Mails/Schreiben im Namen des 

Bundeszentralamts für Steuern 

Zzt. sind E-Mails und Schreiben im Umlauf, in denen 

der Name des Bundeszentralamts für Steuern 

(BZSt) missbraucht und Schadsoftware verteilt wird.  

 

STEUERSTATTUNG 

In den E-Mails von der E-Mail-Adresse 

„bzst.bund@munich.com“ mit dem Betreff 

„Rückerstattung/refund“ steht folgender Text: 

„Steuererstattung ist abgeschlossen, befestigt ist 

eine Kopie des Schlup. (tax refund completed, 

attached is a copy of the slip)”. In der Anlage 

befindet sich ein Dateianhang 

„Steuerbescheid.pdf.rar”. Inhalt dieses rar-Files ist 

eine Datei „k-12.exe“. Hinter der Datei befindet sich 

vermutlich eine Schadsoftware. Wir bitten Sie daher 

dringend, diese  

 

E-Mails auf keinen Fall zu öffnen und umgehend 

zu löschen!  

 

UMSATZSTEUER-IDENTIFIKATIONSNUMMER 

Des Weiteren befinden sich wieder Schreiben im 

Umlauf, in denen eine kostenpflichtige Erfassung, 

Registrierung und Veröffentlichung von 

Umsatzsteuer-Identifikationsnummern (USt-IdNr.) 

angeboten wird. Die Vergabe von USt-IdNr. ist stets 

kostenfrei und erfolgt in Deutschland ausschließlich 

durch das BZSt. In der Regel beantragen die 

Unternehmen bei ihrem zuständigen Finanzamt die 

Erteilung der USt-IdNr. Diese übermitteln die 

Anträge dann intern an das BZSt. 

 

BITTE BEACHTEN SIE! 

Benachrichtigungen über Steuererstattungen 

werden nicht per Mail verschickt. Zuständig für die 

Rückerstattung von überzahlten Steuern ist zudem 

nicht das BZSt, sondern das jeweils zuständige 

Finanzamt. 
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Elektro- und Elektronikgerätegesetz (ElektroG) 
 

Die ElektroG-Novelle kommt voraussichtlich im  

Spätsommer 2015 

Der Bundestag hat Anfang Juli 2015 den von der 

Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf zur 

„Neuordnung des Rechts über das 

Inverkehrbringen, die Rücknahme und die 

umweltverträgliche Entsorgung von Elektro- und 

Elektronikgeräten“ (ElektroG) verabschiedet. Der 

Bundesrat hat  der Novelle mittlerweile zugestimmt. 

Sobald Bundespräsident Gauck das Gesetz 

unterzeichnet hat, kann es im Bundesanzeiger 

veröffentlicht werden und  dann auch in Kürze 

(voraussichtlich zum 1. September 2015) in Kraft 

treten. 

 

Bei dieser Gelegenheit möchten wir zunächst einen 

Überblick über das ElektroG  verschaffen  und  

sodann  über die wichtigsten Neuerungen aufgrund 

des Gesetzesentwurfs  informieren.  

 

 

1. DAS ELEKTROG 

 

Das ElektroG ist die deutsche Umsetzung der 

europäischen Richtlinie zur Regelung des 

Inverkehrbringens, der Rücknahme und der 

Entsorgung von Elektro- und Elektronikgeräten.  

 

Betroffen sind Elektro- und Elektronikgeräte, die zur 

ihrem ordnungsgemäßen Betrieb elektrische 

Ströme bzw. elektromagnetische Felder erzeugen, 

verbrauchen, übertragen oder messen. Elektro- und 

Elektronikgeräte werden in Produktkategorien 

sowie darin weiter in Gerätearten unterteilt. 

 

Das ElektroG legt entsprechende Pflichten auf: 

Erstinverkehrbringer, vor allem Hersteller und 

Importeure, müssen sich zunächst bei der 

Gemeinsamen Stelle, der Stiftung EAR, 

registrieren, bevor sie Elektrogeräte in Deutschland 

in Verkehr bringen dürfen. Hinzu kommen weitere 

Verpflichtungen, darunter die Stellung einer 

insolvenzsicheren Garantie, das Einrichten einer 

Rücknahmelösung für Elektroaltgeräte, diverse 

administrative Anforderungen sowie die 

Kennzeichnung der Produkte und Hinweise für 

Endverbraucher. Händler können selber zum 

registrierungspflichtigen Hersteller werden, 

wenn sie unregistrierte Elektrogeräte zum Kauf 

anbieten oder aus dem Ausland nach Deutschland 

einführen. Sie können freiwillig Altgeräte 

zurücknehmen und bei Sammelstellen entsorgen. 

Private Verbraucher dürfen alte Elektro- und 

Elektronikgeräte nicht mehr im Hausmüll 

entsorgen. Stattdessen können sie diese 

kostenfrei bei einer Sammelstelle in ihrer Nähe 

abgeben. 

 

Verstöße gegen diese Pflichten können die 

Betroffenen empfindlich treffen! 

 

Hersteller, Importeure und ggf. auch Händler, die 

trotz Registrierungspflicht Elektrogeräte zum Kauf 

anbieten oder in Verkehr bringen, drohen 

Bußgelder bis zu EUR 100.000 sowie die 

Abschöpfung erzielter Gewinne. Privatrechtlich 

können Wettbewerber eine Abmahnung 

aussprechen und Schadenersatz verlangen.  

 

 

2. WICHTIGE ÄNDERUNGEN DURCH DIE 

ELEKTROG-NOVELLE 

 

Das neue ElektroG bringt Änderungen 

hinsichtlich des Beginns der 

Herstellereigenschaft. Schon das „Anbieten“ von 

Elektro- oder Elektronikgeräten, begründet die 

Herstellereigenschaft. Hierunter fällt beispielsweise 

schon das Inserieren von Produktangeboten auf 

Internetseiten oder das Drucken von 

Angebotskatalogen. Nicht mehr erforderlich ist das 

Inverkehrbringen der Geräte. Dies gilt auch für 

denjenigen, der Geräte nicht registrierter 

ausländischer Hersteller anbietet. 

 

Das neue ElektroG bringt auch für Hersteller ohne 

Niederlassung in Deutschland weitreichende 

Veränderungen mit sich. Diese können selbst nicht 

mehr registriert werden bzw. bleiben. Betroffene, 

bereits registrierte Hersteller ohne Niederlassung in 

Deutschland können eine Niederlassung in 

Deutschland einrichten oder einen 

Bevollmächtigten mit Niederlassung in Deutschland 

beauftragen. Dies muss innerhalb von 6 Monaten 

nach Inkrafttreten des ElektroG geschehen.  

 

Die Definitionen von Elektro- und 

Elektronikgeräten entsprechen weitgehend denen 

des alten ElektroG. Allerdings kommt es zu einer 

Erweiterung und Präzisierung. Photovoltaikmodule 

unterfallen dem Anwendungsbereich der Kategorie 

„Geräte der Unterhaltungselektronik und 

Photovoltaikmodule“, wobei Hersteller von 

Photovoltaikmodulen bis zum Beginn des 4. 

Kalendermonats nach Inkrafttreten des ElektroG 

registriert sein müssen.  

 

Leuchten mit fest verbauten Leuchtmitteln 

gelten nach neuer gesetzlicher Definition künftig 

nicht mehr als Lampe, sondern als Leuchte. Auch 

Leuchten aus privaten Haushalten fallen in den 

Anwendungsbereich. Hersteller von Leuchten aus 

privaten Haushalten müssen bis zum Beginn des 4. 

Kalendermonats nach Inkrafttreten des ElektroG 

registriert sein.  

 

Hersteller von „Beleuchtungskörpern“, die 

bereits registriert sind, müssen prüfen, ob sie ggf. 

eine andere oder eine weitere Registrierung 

benötigen. Für die Anpassung der Registrierung an 

die neue Rechtslage gilt eine Übergangsfrist von 2 

Jahren nach Inkrafttreten des ElektroG. Für die 

Inanspruchnahme dieser Übergangsfrist ist es 

jedoch erforderlich, innerhalb von 3 Monaten nach 

Inkrafttreten des ElektroG den Änderungsbedarf 

anzuzeigen.  

 

Darüber hinaus sind die Rücknahmepflichten des 

Handels in der letzten Entwurfsfassung 

kurzfristig geändert worden: Händler mit mehr als 

400 qm Verkaufsfläche elektrischer Produkte sollen 

Altgeräte, deren längste Kantenlänge unter 25 cm 

lang ist, ohne Neukaufverpflichtung kostenfrei 

zurücknehmen. Größere Altgeräte müssen nur 

beim gleichzeitigen Kauf eines gleichartigen 

Produkts (z.B. PC gegen Laptop) angenommen 

werden.  

 

Gleiches gilt für Onlinehändler (mit mehr als 400 

qm Lager- und Versandfläche). Sie müssen die 

Rücknahme der Altgeräte in "zumutbarer 

Entfernung" zum Kunden organisieren. 

 

Ab 2016 sollen insgesamt höhere 

Rücknahmequoten erzielt werden, und zwar 

durchschnittlich mindestens 45 % der in den drei 

Vorjahren in Verkehr gebrachten Elektro- und  

Elektronikgeräte. Ab 2019 wird diese Quote auf 

65% erhöht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

INFOBOX 

Kontakt: RA Matthias Meister 

 Kumpfmühler Str. 2 | 93047 Regensburg 

Telefon: 0941 / 600 159 49 

Email: recht10@jgp.de 

Homepage: www.elektrogesetz.eu 
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BASISZINSSATZ (§ 247 Abs. 1 BGB) 
 

seit 01.01.2015 

01.07. – 31.12.2014 

01.01. – 30.06.2014 

 

=  - 0,83 % 

=  - 0,73 % 

=  - 0,63 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter 

www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

 

VERZUGSZINSSATZ (§ 288 BGB) 
 

Rechtsgeschäft mit Verbraucher: 

 

Rechtsgeschäft mit Nichtverbraucher:  

 abgeschlossen bis 28.07.2014: 
 abgeschlossen ab 29.07.2014: 
 

 

Basiszinssatz + 5-%-Punkten 

 

 

Basiszinssatz + 8-%-Punkten 

Basiszinssatz + 9-%-Punkten 

zzgl. 40 € Pauschale 

 

VERBRAUCHERPREISINDEX 

 

2010 = 100 

 

2015 

Mai = 107,1; April = 107,0 März = 107,0; Februar = 106,5; Januar = 105,5; 

 

2014 

Dezember = 106,7; November = 106,7; Oktober = 106,7; September = 107,0;  
 
 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren 
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